
 

 

N i e d e r s c h r i f t 

SchBA/VIII/04 
 

 
Niederschrift über die Sitzung des Schul- und Bildungsausschusses der Gemeinde Ro-
sendahl am 16.06.2011 im Sitzungssaal des Rathauses, Osterwick, Hauptstraße 30, Ro-
sendahl. 
 

Anwesend waren: 
 
Der Ausschussvorsitzende 
 
Steindorf, Ralf       
 
Die Ausschussmitglieder 
 
Eimers, Alfred    Als Vertreter für Manuel 

Deitert 
Fleige-Völker, Josefa       
Isfort, Mechthild    Als Vertreterin für Guido 

Lembeck 
Kreutzfeldt, Klaus-Peter       
Mensing, Hartwig       
Schaten, Carina       
Wilde, Andreas       
 
Die beratenden Mitglieder gem. § 85 Abs. 2 Schulgesetz 
 
Kahlert, Alexander Rektor    
Müller, Josef-Karl Rektor    
Schulze-Langenhorst, Ingrid Konrektorin    
 
Von der Verwaltung 
 
Niehues, Franz-Josef Bürgermeister    
Gottheil, Erich Allgemeiner Vertreter    
Fuchs, Maria Produktverantwortliche    
Wisner-Herrmann, Sabine Schriftführerin    
 
Als Gast zu TOP 4 ö.S. 
 
Henry, Walburga Dr. Schulrätin bis TOP 4 ö.S. und TOP 8 

ö. S. 
 
Die Ratsmitglieder als Zuhörer 
 
Espelkott, Tobias       
Everding, Klara       
 
 

Es fehlten entschuldigt: 
 
Die Ausschussmitglieder 
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Lembeck, Guido       
Weber, Winfried       
Deitert, Manuel       
 
Die beratenden Mitglieder gem. § 85 Abs. 2 Schulgesetz 
 
Banse, Otto Pfarrer    
Hambrügge, Hubert Pfarrer    
Remke, Carsten Pfarrer    
Ring, Thomas Pfarrer    
Sander, Lothar Pfarrer    
 
 
 
 
Beginn der Sitzung: 19:00 Uhr 
 
Ende der Sitzung: 21:25 Uhr 
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T a g e s o r d n u n g 
 
Ausschussvorsitzender Steindorf begrüßte die Ausschussmitglieder, die Vertreterin und Ver-
treter der Schulen, als Gast die Schulrätin, Frau Dr. Henry, die Vertreterinnen und Vertreter 
der Verwaltung, die erschienenen Zuhörerinnen und Zuhörer sowie Herrn Wittenberg von 
der Allgemeinen Zeitung Coesfeld.  
 
Er stellte fest, dass mit Einladung vom 06. Juni 2011 form- und fristgerecht eingeladen wur-
de und der Ausschuss beschlussfähig sei.  
 
Hiergegen erhob sich kein Widerspruch.  
 
 

1 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (1. Teil) 
 
Es wurden keine Fragen von den anwesenden Einwohnern gestellt.  

 

 

 
 

2 Anfragen der Ausschussmitglieder gemäß § 27 Abs. 9 GeschO 
 
Es wurden keine Anfragen der Ausschussmitglieder gestellt.  

 

 

 
 

3 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus öffentlichen Ausschuss-

sitzungen 
 
Allgemeiner Vertreter Gottheil berichtete über die Durchführung der Beschlüsse aus 
der öffentlichen Sitzung des Schul- und Bildungsausschusses am 26. Januar 2011.  
 
Der Bericht wurde ohne Wortmeldungen zur Kenntnis genommen.  

 

 

 
 

4 Bericht der Schulrätin, Frau Dr. Henry, zu schulischen Angelegenheiten 

Vorlage: VIII/302 
 
Ausschussvorsitzender Steindorf verwies auf die Sitzungsvorlage VIII/302 und be-
grüßte als Gast die Schulrätin, Dr. Henry, die über die Themen Sprachstandserhe-
bung in den Kindertageseinrichtungen, Inklusion und die Besetzung der Schulleiter-
stellen referieren werde.  
 
Dr. Henry bedankte sich herzlich für die Einladung, die sie gerne angenommen ha-
be. Sie wolle im Folgenden eine relativ kurze Information zu den gewünschten 
Themen geben, dabei aber gerne auf Fragen der Ausschussmitglieder eingehen, 
um sicher zu gehen, dass in ihren Ausführungen deren Interessen berücksichtigt 
werden.  
 

Sprachstandserhebung in Kindertageseinrichtungen: 
 
Dr. Henry berichtete, dass seit Jahren eine allgemeine Sprachstandsfeststellung in 
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den Kindergärten durchgeführt werde, seit einigen Jahren aber der sogenannte 
„Delfin 4-Test“ für alle 4-jährigen Kinder, die sich zwei Jahre vor der Einschulung 
befänden, durchgeführt werde. Er sei ein großer Gewinn, da nicht nur Kinder mit 
Migrationshintergrund sondern alle Kinder in die Diagnostik einbezögen würden. 
Den Kindern, die es benötigten, könne man dann noch im Kindergarten eine zusätz-
liche Sprachförderung zukommen lassen. Dies sei sehr wichtig, da Sprachverständ-
nis und Sprachschatz sowie das Umgehen mit Sprache zentrale Voraussetzungen 
seien, um Schulerfolg erreichen zu können.  
Die Eltern würden vor dem Test, dessen erste Phase üblicherweise vor den Osterfe-
rien durchgeführt werde, ausführlich informiert. Beteiligt seien an der Testung, die 
für die Kinder in der gewohnten Umgebung ihrer Kindertageseinrichtung stattfinde, 
eine Erzieherin und eine Grundschullehrkraft.  
Es handele sich bei dem „Delfin 4-Test“ um ein festgelegtes Verfahren, dass ein-
heitlich in allen Kindertageseinrichtungen angewendet werde. Daher sei eine Ver-
gleichbarkeit von Kindern in verschiedenen Einrichtungen möglich.  
Für Kinder, die in dieser ersten Testphase nicht auffällig seien, sei der Test damit 
abgeschlossen. Kinder, die nicht ganz sicher oder gar nicht sprächen bzw. am ers-
ten Termin nicht teilnehmen konnten, würden zu einer zweiten Testphase im Juni 
gebeten. Dazu würden dann auch Kinder eingeladen, die keine Tageseinrichtung 
besuchen. Für einen dabei festgestellten Sprachförderbedarf werde eine zusätzliche 
Sprachförderung in der jeweiligen Tageseinrichtung angeboten, die von Mitarbeitern 
der Kindertagesstätte durchgeführt werde und für die Eltern kostenlos sei.  
Das Diagnoseprogramm „Delfin 4“ sei von der Universität Dortmund entwickelt wor-
den, ebenso wie ein anschließendes Förderprogramm.  In der anschließenden För-
derung könnten aber auch andere Programme zur Anwendung kommen.  
Dr. Henry erläuterte anschließend die aktuellen Zahlen nach der ersten Testphase 
von „Delfin 4“. Danach seien kreisweit 1.700 Kinder getestet worden, davon 100 
Kinder aus der Gemeinde Rosendahl. Bei 59 Kindern habe sich kein Förderbedarf 
gezeigt, bei 11 Kindern sei bereits definitiv Förderbedarf festgestellt worden, 28 Kin-
der müssten an der zweiten Testphase teilnehmen. Zwei Kinder besuchten keine 
Einrichtung in der Gemeinde Rosendahl und würden daher woanders getestet, so 
dass hierzu kein Ergebnis vorliege.  
 
Ausschussmitglied Eimers fragte, ob es noch andere Sprachtests gebe, wie z.B. 
das „Bielefelder Screening“.  
 
Dr. Henry erklärte, dass „Delfin 4“ein verbindliches Instrument zur Sprachstands-
feststellung aller Kinder im Alter von 4 Jahren sei. Andere Verfahren, mit denen man 
Teilbereiche der Sprachentwicklung diagnostizieren könne, würden häufig erst spä-
ter eingesetzt. 
Als Folgeprogramm zur Förderung stünden sowohl „Delfin 5“ als auch andere Pro-
gramme zur Verfügung.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing fragte, ob es eine spätere Erfolgskontrolle der 
Sprachförderung gebe.  
 
Dr. Henry erklärte, dass dies leider ein Kritikpunkt des Verfahrens sei, da eine Er-
folgskontrolle in der Verbindlichkeit fehle. „Delfin 4“ sowie die anschließende 
Sprachförderung seien verbindlich. Allerdings komme es hier bereits häufig zu Kon-
flikten und heftigen Auseinandersetzungen mit Eltern, die ihre Kinder nicht für auffäl-
lig hielten. Eine Überprüfung mit dem Folgeprogramm „Delfin 5“ sei möglich, aber 
noch nicht verbindlich. Mit einer verbindlichen Anwendung von „Delfin 5“ könne man 
zwar vergleichbare Ergebnisse schaffen, scheue aber noch davor zurück, die bisher 
angewendeten unterschiedlichen Verfahren in verschiedenen Einrichtungen auszu-
setzen, weil ein zufälliges schlechtes Abschneiden einer Einrichtung automatisch ein 
schlechtes Licht auf die Einrichtung werfen würde. 
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Fraktionsvorsitzender Mensing fragte, ob es angesichts der finanziellen Mittel, die 
für die Feststellung des Förderbedarfs und die anschließende Sprachförderung auf-
gewendet würden, nicht doch sinnvoll sei, einen Erfolg zu überprüfen. Hier sei doch 
auch die Zusammenarbeit von Schule und Kindertageseinrichtung sinnvoll. 
 
Dr. Henry erklärte, dass die Entscheidung über eine Erfolgskontrolle den Trägern 
der Kindertageseinrichtungen obliege. Die staatliche Schulaufsicht sei hier nicht 
zuständig. Eine Empfehlung laute allerdings, gleiche diagnostische Elemente so-
wohl am Anfang wie auch am Ende der Förderung zu benutzen.  
Die Zusammenarbeit von Schule und Kindertageseinrichtungen werde aber durch 
Vorgaben des Datenschutzes erschwert. Schulen sollten grundsätzlich wissen, was 
in den Kindertageseinrichtungen bereits geleistet worden sei. Dies sei aber nur da 
möglich, wo Eltern zuvor ihr Einverständnis für die Datenübermittlung gegeben hät-
ten. 
 
Rektor Kahlert ergänzte, dass die Zusammenarbeit mit den Kindertageseinrichtun-
gen sich unterschiedlich gestalte. Bei der Schulanmeldung würden die Eltern um ihr 
Einverständnis zum Datenaustausch mit der Kindertageseinrichtung gebeten. Bei 
Vorliegen dieses Einverständnisses finde mit der jeweiligen Tageseinrichtung be-
reits eine Zusammenarbeit vor der Einschulung statt. Er wies darauf hin, dass die 
Kollegen des Lehrerkollegiums diese Zusammenarbeit auf freiwilliger Basis leiste-
ten.  
 
Ausschussmitglied Kreutzfeldt stellte fest, dass sich Schwierigkeiten auch dadurch 
ergäben, dass die Sprachstandsfeststellung bei den Schulen und die Förderung bei 
den Kindertageseinrichtungen angesiedelt und somit unterschiedliche Ministerien 
zuständig seien. Mit einer Zusammenführung könnten diese Schwierigkeiten evtl. 
beseitigt werden.  
 
Auf die Frage von Bürgermeister Niehues, wie sich der Stand der Sprachstandsfest-
stellung der Gemeinde Rosendahl im Vergleich mit den Nachbargemeinden darstel-
le, erklärte Dr. Henry, dass es im Kreis Coesfeld nur 2 Gemeinden gebe, die einen 
geringeren Bedarf an Sprachförderung hätten. 
 
Fraktionsvorsitzender Mensing fragte, ob für die Zukunft angedacht werde, eine 
Vergleichsmöglichkeit der Erfolgskontrolle zwischen den verschieden Trägern mög-
lich zu machen.  
 
Dr. Henry erklärte, dass im letzten Jahr ein Arbeitskreis „Regionales Bildungsnetz-
werk“ gegründet worden sei, der sich mit dem Thema „Übergang zwischen Kinder-
tageseinrichtung und Primarstufe“ beschäftige. Dies sei allerdings eine heikle Ange-
legenheit, weil der Eindruck vermieden werden müsse, dass es eine Allheillösung 
für alle Kinder gebe. Es sei geplant mit den Trägern in eine Diskussion zu kommen 
und eine Vereinheitlichung zu erreichen. Dazu müsse aber die Bereitschaft der Trä-
ger vorhanden sein.  
 
Ausschussvorsitzender Steindorf schlug vor, dieses Thema zu verlassen und sich 
dem Thema Inklusion zuzuwenden.  
 

Inklusion 

 
Dr. Henry berichtete, dass sie am Tag zuvor an einer Veranstaltung der Bezirksre-
gierung teilgenommen habe, in der Staatssekretär Hecke auch zum Thema Inklusi-
on Stellung genommen habe.  
Die aktuelle Situation stelle sich so dar, dass sich ohne ein bestehendes Gesetz alle 
Beteiligten wie Schule, Schulaufsicht und Schulträger dafür einsetzen müssten, 
dass ein Kind mit Behinderung auf Wunsch der Eltern in einer allgemeinen Schule 
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beschult werden könne.  
Wenn dem Elternwunsch nicht nachgegeben werden könne, müsse eine genaue 
Begründung erfolgen.  
In der gestrigen Veranstaltung habe sie mit Überraschung gehört, dass zu diesem 
Thema noch in diesem Jahr ein Gesetz erwartet werde. Dadurch werde die Schul-
landschaft aller Schulformen „umgekrempelt“.  
Momentan werde Inklusion nicht spontan umgesetzt sondern erfolge über den Weg 
des gemeinsamen Unterrichts. Dies sei in der Gemeinde Rosendahl bereits hervor-
ragend verankert und biete eine langjährige Erfahrung. Sie sei der Ansicht, dass die 
Idee der Inklusion ausgehend von solchen Stellen mit Erfahrung weiterentwickelt 
werden solle. Inklusion gehe deutlich über die Integration hinaus und der jeweilige 
Schulträger sei gefordert, sich dazu Gedanken zu machen.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing fragte, ob das langfristige Ziel sei, die bestehenden 
Förderschulen des Kreises Coesfeld zu schließen.  
 
Dr. Henry erklärte, dass diese entscheidende Frage im Ministerium noch nicht ab-
schließend geklärt sei.  
Solange Eltern das Wahlrecht hätten, ob ihr Kind eine allgemeine oder eine Förder-
schule besuchen solle, werde es Probleme bei der Personalplanung geben, obwohl 
es für die jeweilige Entscheidung der Eltern sicher gute Gründe gebe. Die allgemei-
nen Schulen könnten nicht angemessen mit Förderschulkräften ausgestattet wer-
den. Stattdessen könne lediglich gemeinsamer Unterricht angeboten werden.  
Bei Einführung einer Stichtagsregelung würden an einem Tag X alle Förderschulen 
geschlossen und ab diesem Zeitpunkt alle Schulen im Kreis mit sonderpädagogi-
schen Ressourcen versehen.  
 
Konrektorin Schulze Langenhorst teilte mit, dass sie an der Verbundschule die Er-
fahrung habe machen müssen, dass die Förderstunden für ein Kind mit Hörproblem 
erheblich zurückgefahren worden seien. Diesem Kind würden nur noch 0,5 Förder-
stunden pro Woche zugestanden. 
 
Dr. Henry antwortete, dass sie dies auch als Problem sehe. Gerade Förderschwer-
punkte wie Hören, Sehen oder geistige Behinderungen müssten bedacht werden. 
Das Modell des gemeinsamen Unterrichts oder der Inklusion könne nur mit ange-
messenen Personalressourcen funktionieren.  
 
Bürgermeister Niehues fragte, ob es richtig sei, dass das Land zusätzliche Lehrer-
stellen für Schulen bereitstellen wolle, die sich dem angesprochenen Problem öff-
nen wollten.  
 
Dr. Henry erklärte, dass dies nur für Schulen der Sekundarstufen vorgesehen sei, 
die bisher noch keinen Beitrag zum gemeinsamen Unterricht bzw. zur Inklusion ge-
leistet hätten, da es dort noch das größte Defizit gebe. Diese Stellen seien im Mo-
ment ausgeschrieben. Es gebe zwar nicht genügend Lehrkräfte in diesem Bereich, 
der Kreis Coesfeld erfreue sich aber großer Beliebtheit, so dass die Chancen für 
den Kreis Coesfeld, genügend Bewerbungen zu erhalten, besser aussähen als für 
andere Kreise. 
 
Die Frage von Bürgermeister Niehues, ob die Gemeinde Rosendahl trotz des be-
reits durchgeführten gemeinsamen Unterrichts eine Chance habe, eine dieser Stel-
len zugeteilt zu bekommen, wurde von Dr. Henry verneint.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing stellte fest, dass offenbar an der personellen Aus-
stattung der Schulen nicht zu rütteln sei, wies aber auf ein weiteres Problem hin, 
das in der hohen KIassenstärke von bis zu 30 Kindern liege. Er frage sich, wie man 
da sinnvoll behinderte Schüler integrieren solle und machte dafür die rot-grüne Lan-
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desregierung verantwortlich. Er wies dabei auf das Beispiel einer Havixbecker 
Grundschule hin, in der sich nach Presseberichten die Eltern für kleinere Klassen 
einsetzten.  
 
Dr. Henry stellte klar, dass die Regelung über die Klassenstärke schon seit sehr 
vielen Jahren bestehe und auch vorhergehende Regierungen daran beteiligt gewe-
sen seien.  
Sie betonte, dass die Entscheidung über die Klassenbildung bei der Schulleitung 
liege. Das Schulamt versorge die Schule mit dem ihr zustehenden Personal.  
Es müsse deutlich gesagt werden, dass die von Herrn Mensing angesprochene 
Schule in Havixbeck mit deutlich mehr Lehrkräften ausgestattet sei, als ihr nach der 
Berechnung zustehe. Die Klassenbildung sei auch dort eine Entscheidung der 
Schulleitung und nicht des Schulamtes.  
Persönlich plädiere sie grundsätzlich für kleinere Klassen. Staatssekretär Hecke 
habe deutlich gesagt, dass in Zukunft die Bandbreite von 18 bis 30 Schülern pro 
Klasse herabgesetzt werden solle. Für Schulen mit gemeinsamem Unterricht von 
behinderten und nicht behinderten Kindern sollen zusätzliche Ressourcen gebildet 
werden.  
Sie halte es für sinnvoller die Kernfächer Deutsch, Mathematik und Englisch in den 
Mittelpunkt  zu stellen und zusätzliche Förderschwerpunkte zu bilden, als nur kleine-
re Klassen zu bilden.  
 
Ausschussmitglied Eimers griff die Zahl von 100 vierjährigen Kindern auf, die an der 
Sprachstandserhebung teilgenommen hätten. Diese 100 Kinder würden in zwei Jah-
ren eingeschult und dabei auf 3 Schulen verteilt. Möglicherweise entstehe dabei die 
Situation, dass an einer Schule 33 Kinder angemeldet würden, was zu viele Kinder 
für die Bildung einer Klasse aber zu wenig für die Bildung von zwei Klassen bedeu-
te. Er fragte, ob dies zur Schließung einer Schule führen könne.  
 
Dr. Henry erklärte, dass eine Schließung nicht vom Schulamt ausgehe, sondern 
vom Gemeinderat. Sie selbst habe dabei eine beratende Funktion. Das Schulgesetz 
sehe vor, dass einzügige Schulen nur im Verbund mit anderen Schulen geführt wer-
den sollten, es sei denn, die Schule liege so abgelegen, dass ein Verbund nicht zu-
mutbar sei. Dies sei der Fall, wenn für den Schulweg mehr als eine halbe Stunde 
benötigt werde.  
 
Ausschussmitglied Schaten teilte mit, dass sie als Grundschullehrerin im Kreis Bor-
ken habe feststellen müssen, dass Stellenressourcen für gemeinsamen Unterricht 
zwar offiziell vorhanden seien, die Umsetzung in der Realität oft schwierig sei.  
 
Dr. Henry erklärte, dass der gemeinsame Unterricht im Kreis Coesfeld gut umge-
setzt werde und von guter Qualität sei. Sie sei daher froh, für den Kreis Coesfeld 
arbeiten zu können.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf wies an dieser Stelle auf den noch folgenden 2. Teil 
der Einwohnerfragestunde hin, in der die anwesenden Zuhörer noch einmal Fragen 
stellen könnten. Anschließend bat er Frau Dr. Henry, sich zur Zukunft der Schul-
standorte in Rosendahl zu äußern.  
 

Zukunft der Schulstandorte und Besetzung der Schulleiterstellen 
 
Dr. Henry erklärte, dass sich die Gemeinde Rosendahl in der gleichen Situation be-
finde, wie alle Gemeinden bundesweit. In absehbarer Zeit könne die Grundschule 
Darfeld nur noch einzügig geführt werden, so dass nach geltendem Schulgesetz 
eine Verbundlösung angestrebt werden müsse. Sie habe aber noch nie erlebt, dass 
diese Lösung erzwungen werde, falls die Gemeinde die bisherige Lösung erhalten 
wolle. Eine andere Situation entstehe, wenn die Schulleiterstelle vakant werde. Die-
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se Situation bestehe zwar im Moment, treffe aber zum Glück die größere Grund-
schule in Osterwick. Die Bezirksregierung habe daher keinen Zweifel, dass die 
Schulleiterstelle an der Sebastian Grundschule in Osterwick nachbesetzt werden 
könne. 
Wenn allerdings Herr Kahlert als Rektor der Antonius Grundschule in Darfeld in den 
Ruhestand gehe, werde die Bezirksregierung mit dem Schulträger die Situation prü-
fen. Sie befürchte, dass dann an die zuständigen Gremien die Verbundlösung her-
angetragen werde.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing war der Ansicht, dass die Verbundlösung eine „Soll 
Bestimmung“ sei, die nicht umgesetzt werden müsse.  
 
Dr. Henry erklärte, dass die „Soll Bestimmung“ noch so formuliert sei, weil kleine 
Schulen in ländlichen Gebieten nicht anders selbständig gehalten werden könnten. 
Grundsätzlich sei aber die Verbundlösung anzustreben.  
 
Ausschussmitglied Kreutzfeldt forderte dazu auf, die Verbundlösung als Chance und 
nicht als „Schreckgespenst“ zu sehen.  
 
Die Frage vom Fraktionsvorsitzenden Mensing, ob bei einer Verbundlösung die 
Schülerzahl der am Verbund teilnehmenden Schulen als Berechnungsgrundlage für 
die Anzahl der Lehrerstellen diene, wurde von Dr. Henry bejaht.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing fragte weiter, ob nicht dadurch eine Unterbesetzung 
an Lehrpersonal  für die einzügige Schule mit möglicherweise nur 18 Schülern pro 
Klasse entstehen könne, die man durch einen kostenaufwendigen Schülertransport 
zwischen den Schulen ausgleichen müsse.  
 
Dr. Henry erklärte, dass die Schulleitung eines Verbundes dafür sorgen solle, dass 
beide Standorte möglichst ausgeglichen besetzt seien. Hier handele es sich tatsäch-
lich um eine „Soll Bestimmung“, die in der Regel nicht so gehandhabt werde.  
Sie kenne keinen Verbund, in dem Kinder transportiert würden, um die Klassengrö-
ßen auszugleichen. Die Schulaufsicht achte auch darauf, dass das Lehrpersonal 
nicht übermäßig hin und her fahren müsse. Es sei aber leider so, dass das Schul-
amt einen Verbund nur dann großzügig bedenken könne, wenn es über ausreichend 
Stellen verfüge.  
 
Ausschussvorsitzender Steindorf bedankte sich für die deutliche Erläuterung von Dr. 
Henry, die ganz klar gezeigt habe, dass die Gemeinde Rosendahl ein Standortprob-
lem habe.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing fragte Dr. Henry, was sie einer Schulleitung empfeh-
len würde, wenn in einer Schule 33 Kinder eingeschult werden müssten.  
 
Dr. Henry erklärte, dass zunächst geprüft werden müsse, ob alle 33 Kinder aus dem 
eigenen Ort kämen, da pro Klasse nur 30 Kinder aufgenommen werden dürften. 
Kinder aus anderen Orten hätten in diesem Fall das Nachsehen.  
Sie selbst setze sich für die Bildung von kleinen Klassen ein. Da es hier eine Über-
schneidung von zwei Erlassen gebe, wonach die Klassengröße 30 Kinder nicht 
überschreiten und 18 Kinder nicht unterschreiten dürfe, versuche man im Moment, 
dies entsprechend zu regeln.  
 
Auf die Frage von Bürgermeister Niehues, wie es mit der Besetzung der Schulleiter-
stelle an der Sebastian Grundschule in Osterwick aussehe, erklärte Dr. Henry, dass 
sie kurzfristig erfahren habe, dass zur bereits vorliegenden Bewerbung evtl. eine 
weitere Bewerbung hinzukommen werde. Die Bewerber müssten sich einer dienstli-
chen Beurteilung unterziehen, die sie mit der Note 1 oder 2 abschließen müssten. 
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Diese Beurteilung könne erst Anfang Juli stattfinden. Anschließend werde der erwei-
terten Schulkonferenz ein Vorschlag zur Besetzung gemacht, dem die Vorstellung 
des Bewerbers folge. Nach der Mitteilung an die Bezirksregierung habe der Schul-
träger noch einmal die Möglichkeit, sich dazu zu äußern.  
Sie könne sich daher nicht vorstellen, dass die Stelle schon zu Beginn des Schuljah-
res besetzt werden könne. Allerdings müsse dies nicht zwingend zum Schuljahres-
beginn, sondern auch im laufenden Schuljahr erfolgen, so dass sie eine Besetzung 
bis zu den Herbstferien 2011 für möglich halte.  
 
Ausschussvorsitzender Steindorf erklärte, dass er die momentane Lösung, in der 
Rektor Kahlert die Leitung der Sebastian Grundschule kommissarisch mit über-
nommen habe, für optimal halte.  
 
Dr. Henry betonte, dass das Schulamt ebenfalls sehr glücklich über die sehr gute 
Arbeit von Rektor Kahlert sei.  
 
Dem stimmten alle Anwesenden mit Beifall zu.  
 
Ausschussvorsitzender Steindorf bedankte sich bei Dr. Henry für ihr Kommen und 
ihre ausführliche Stellungnahme sowie Antworten zu den Fragen des Ausschusses.  

Er machte sodann den Vorschlag, den TOP 8 vorzuziehen, um den anwesenden 
Zuhörern die Gelegenheit zu geben, Fragen an Dr. Henry zu stellen.  
 

Die Ausschussmitglieder stimmten diesem Vorschlag einstimmig zu. 

 

 

 
 

5 Sachstandsbericht zu den notwendigen Brandschutzmaßnahmen in dem Ver-

waltungstrakt (Aula) der Verbundschule Legden Rosendahl am Standort 

Osterwick im Zuge der Schaffung der Fachräume für Biologie und Physik 

Vorlage: VIII/298 
 
Ausschussvorsitzender Steindorf verwies auf die Sitzungsvorlage VIII/298 und bat 
den Allgemeinen Vertreter Gottheil um Erläuterung.  
 
Allgemeiner Vertreter Gottheil erklärte, dass die notwendigen Umbaumaßnahmen 
im Zuge der Schaffung der Fachräume für Biologie und Physik an der Verbundschu-
le Legden Rosendahl bereits in der Sitzung des Planungs-, Bau- und Umweltaus-
schusses am 03. Februar 2011 im Rahmen der Haushaltsberatungen vorgestellt 
worden seien.  
Am 23. Mai 2011 habe ein ausführlicher Erörterungstermin mit dem Kreis Coesfeld 
stattgefunden, an dem er selbst und Herr Mertens als Vertreter der Verwaltung teil-
genommen hätten. Hierbei seien die notwendigen baulichen Arbeiten und Maßnah-
men zur Berücksichtigung der geforderten Brandschutzauflagen festgelegt worden. 
Leider müsse er mitteilen, dass die im Haushalt dafür veranschlagten Mittel nicht 
ausreichten. Im Hinblick auf das bestehende Haushaltssicherungskonzept der Ge-
meinde Rosendahl habe man aber eine zeitliche Streckung der Maßnahmen bis in 
das Jahr 2015 erreichen können. 
 
Er erläuterte anhand einer Grundrissplanung und einer vorläufigen Kostenschätzung 
die notwendigen baulichen Arbeiten und zusätzlichen Brandschutzmaßnahmen mit 
der dazugehörigen Zeitplanung, wobei er darauf hinwies, dass der Bauantrag so 
gestellt worden sei, dass eine politische Entscheidung z.B. für die Veränderung des 
Lehrerzimmers, später gefällt werden könne. Die Zeitplanung stelle sich in etwa wie 
folgt dar: 
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 In 2011: 
Ausbau des Biologieraumes 
Ausstattung des Biologieraumes mit 2 T30 Türen  
Erneuerung der Notbeleuchtung der Aula und angrenzender Räume 
Kennzeichnung von Fluchtwegen 
Schaffung Fluchtweg von Fachräumen zum Treppenhaus 
Arbeiten an Fenstern und Außerbetriebnahme der Lüftungsheizung 

 In 2012 
Ausbau des Physikraumes 
Ausstattung des Physikraumes mit 2 T30 Türen 
Fluchttreppe für Meditationsraum Kellergeschoss 

 In 2013 
Ersetzen der Verglasung des Hausmeisterraumes durch eine Steinwand 
Fluchttür für Lehrerzimmer 
Verlegung der Toiletten im Obergeschoss für den Fluchtweg 

 In 2015  
Erneuerung der Glasfassade mit integriertem Rauchabzug (automa- 
tische Kippfenster von mind. 5 qm)  

 
Ausschussvorsitzender Steindorf fasste zusammen, dass laut der vorliegenden Kos-
tenschätzung demnach rd. 145.000 € an Mehrkosten auf die Gemeinde zukämen.  
 
Dies wurde vom Allgemeinen Vertreter Gottheil bestätigt, der erklärte, dass man 
diese Mehrkosten zunächst mit der Verschiebung von anderen Maßnahmen wie 
Wärmedämmarbeiten an der Lehrschwimmhalle auffangen wolle. Er betonte jedoch 
auch, dass es sich bei der vorläufigen Berechnung der Mehrkosten nur um eine 
grobe Kostenschätzung handele.  
Außerdem wies er explizit darauf hin, dass die Erneuerung der Glasfassade wegen 

des darin integrierten Rauchabzuges in 2015 erfolgen müsse und nicht weiter ver-
schoben werden könne.  
 

Die Grundrisse des Erdgeschosses (Anlage I) und des Obergeschosses (Anlage II) 

sowie der Aktenvermerk über die vorläufige Kostenschätzung (Anlage III) sind dem 
Protokoll beigefügt. 
 
Ausschussmitglied Eimers fragte, ob die Notbeleuchtung und die Notausgangsschil-
der komplett neu installiert werden müssten.  
 
Allgemeiner Vertreter Gottheil erklärte, dass es eine alte Anlage für die Aula gebe, 
die allerdings nicht mehr funktionstüchtig sei. Eine Reparatur lohne sich nicht, da 
auch alle umlaufenden Räume nach dem neuen Brandschutzkonzept angeschlos-
sen werden müssten.  
 
Fraktionsvorsitzender Mensing wies darauf hin, dass sich das Konzept der WIR-
Fraktion zur Erneuerung von Fassade und Dach, das vor einiger Zeit abgelehnt 
worden sei, inzwischen schon gerechnet hätte. 
Er fragte, ob im Hinblick auf die Inklusion nicht auch an einen behindertengerechten 
Zugang der Fachräume im Obergeschoss gedacht werden müsse, der möglicher-
weise den Einbau eines Aufzuges erfordere und so weitere Kosten verursache.  
 
Bürgermeister Niehues erklärte, dass man einen behindertengerechten Zugang na-
türlich berücksichtigen müsse. Für Rollstuhlfahrer bestehe aber auch die Möglich-
keit, evtl. einen sogenannten Treppenkuli zum Einsatz zu bringen, der deutlich 
günstiger sei, als der Einbau eines Aufzuges.  
 
Ausschussmitglied Kreutzfeldt erklärte, dass die SPD-Fraktion die geplanten Maß-
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nahmen befürworte, wies aber darauf hin, dass eine Aufteilung der Finanzierung im 
Verhältnis 40:60 (Legden:Rosendahl) gefordert werde.  
 

Abschließend fasste der Ausschuss folgenden Beschluss:  

 
Der Bericht der Verwaltung zu den erforderlichen Brandschutzmaßnahmen in dem 
Verwaltungsgebäude (Aula) der Verbundschule Legden Rosendahl am Standort 
Osterwick im Zusammenhang mit der Schaffung der Fachräume für Biologie und 
Physik wird zur Kenntnis genommen.  

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 

 
 

6 Mitteilungen der Verwaltung 

 
 

6.1 Ausfall der Sitzung des Sport-, Kultur-, Familien- und Sozialausschusses am 

29. Juni 2011 
 
Bürgermeister Niehues teilte mit, dass nach Rücksprache mit der Vorsitzenden, 
Frau Everding, die für den 29. Juni 2011 geplante Sitzung des Sport-, Kultur-, Fami-
lien- und Sozialausschusses mangels Beratungspunkten ausfalle.  

 

 

 
 

6.2 Sitzung der erweiterten Schulkonferenz der Verbundschule Legden Rosendahl 

am 29. Juni 2011 
 
Bürgermeister Niehues teilte mit, dass am 29. Juni 2011 eine Sitzung der erweiter-
ten Schulkonferenz erfolgen solle, um den neuen Leiter der Verbundschule zu wäh-
len.  

 

 

 
 

6.3 Verbandsversammlung des Schulzweckverbandes Legden Rosendahl am 19. 

Juli 2011 
 
Bürgermeister Niehues teilte mit, dass die Verbandsversammlung des Schulzweck-
verbandes Legden Rosendahl am 19. Juli 2011 in Legden stattfinden werde, um die 
Entscheidung der Schulkonferenz über die Besetzung der Schulleiterstelle der Ver-
bundschule Legden Rosendahl zu bestätigen.  
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7 Mitteilungen der Schulleitungen 

 
 

7.1 Schulfest der Sebastian Grundschule am 09. Juli 2011 - Herr Kahlert 
 
Rektor Kahlert teilte mit, dass am 09. Juli ein Schulfest auf dem Gelände der Sebas-
tian Grundschule im Ortsteil Osterwick stattfinden werde.  

 

 

 
 

7.2 Kaffeetrinken für Ehemalige aus dem Kollegium der Sebastian Grundschule 

am 11. Juli 2011 - Herr Kahlert 
 
Rektor Kahlert teilte mit, dass für den 11. Juli 2011 ein Kaffeetrinken für die Ehema-
ligen des Lehrerkollegiums der Sebastian Grundschule im Ortsteil Osterwick geplant 
sei.  
 
 
 
Die Sitzung wurde anschließend von 21:10 Uhr bis 21:15 Uhr für eine Pause unter-
brochen.  
 

 

 
 

8 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (2. Teil) 
 
Dieser TOP wurde nach Abstimmung der Ausschussmitglieder vor den TOP 5 vor-
gezogen.  

 

 

 
 

8.1 Eventuelle Zusammenlegung von Klassen des 3. Jahrgangs bei geringer 

Schülerzahl - Frau Wilkes 
 
Frau Wilkes teilte mit, dass es momentan im 3. Grundschuljahrgang der Sebastian 
Grundschule 3 Klassen gebe, davon 2 mit einer geringen Schüleranzahl. Sie erkun-
digte sich, ob es geplant sei, eine Zusammenlegung der Klassen zu veranlassen, da 
eine Klassenlehrerin die Schule demnächst verlassen werde.  
 
Frau Dr. Henry erklärte, dass nach eingehenden Gesprächen mit Rektor Kahlert 
vereinbart worden sei, nach Möglichkeit die Klassen so bestehen zu lassen. Eine 
Zusammenlegung der Klassen solle nur erfolgen, wenn die Stellensituation keine 
andere Möglichkeit mehr zulasse. 
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8.2 Attraktivität von Schulleiterstellen - Frau Everding 
 
Frau Everding erkundigte sich, warum es offenbar in den letzten Jahren schwierig 
geworden sei, Schulleiterstellen neu zu besetzen. Sie fragte, ob man dies mit finan-
ziellen Anreizen erleichtern könne.  
 
Frau Dr. Henry erklärte, dass sie selbst lange als Schulleiterin tätig gewesen sei. 
Eine hohe Belastung entstehe daraus, dass eine Schulleitung einerseits selbst un-
terrichten und andererseits das Management für ein sehr großes Spektrum wie Per-
sonalpolitik, Pädagogik, Konfliktbewältigung zwischen Eltern und Lehrern etc. leis-
ten müsse. 
Eine Schulleitung müsste mehr Zeit für die tatsächliche Leitung zur Verfügung ha-
ben. Es sei richtig von Frau Everding erkannt, dass die Bezahlung für die Leistung 
einer Schulleitung zu gering sei. Momentan sei diese Arbeit nur von Personen mit 
großer pädagogischer Überzeugung und entsprechendem Enthusiasmus zu leisten.  
Sie hoffe, dass die Regierung einen geplanten Erlass umsetzen werde, wonach 
Schulleitungen zusätzlich 3 Stunden für die Leitungszeit bewilligt werden solle.  
 
Auf die Frage von Frau Everding, ob man eine Leitungsposition nicht dann von 
vornherein mit einem Manager besetzen könne, erklärte Frau Dr. Henry, dass für 
diese Position nur ausgebildete Pädagogen in Frage kämen.  

 

 

 
 
 
 
 
 

Ralf Steindorf 
Ausschussvorsitzende/r 

Sabine Wisner-Herrmann 
Schriftführer/in 
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